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An den Kreistagsvorsitzenden
Herrn Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 - 9

35394 Gießen

Gießen, den 15. Sept. 2019

Änderungsantrag zum Antrag 1 1 22/2019 Programm Starke Heimat Hessen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

die Fraktion Gießener Linke beantragen, der Kreistag möge folgenden Antrag
beschließen:

Der erste Absatz des o. g. Antrages wird durch den folgenden Text ersetzt.

Heimatumlage greift in kommunale Selbstverwaltung und Finanzhoheit ein
Mit der Heimatumlage will die hessische Koalition den Städten und Gemeinden ab 2020 jähr-
lich mit anwachsender Tendenz rund 300 Mio. Euro Gewerbesteuer entziehen, um sie hemach
über Landesprogramme (200 Mio. Euro) und den KFA (100 Mio. Euro) an die hessischen
Kommunen nach eigener Regie zurück zu verteilen. Ein Gewinn für die kommunale Familie
liegt darin nicht -- weder inhaltlich noch rechnerisch.

Mindestens drei Gründe sprechen gegen die Einführung der Heimatumlage -- unabhängig von
der Frage, ob eine einzelne Kommune in der Gesamtbilanz von Entzug und Rückverteilung
gewinnt oder verliert:

l Die Heimatumlage greif gravierend und in Deutschland einmalig in die kommunale
Selbstverwaltung und die daraus begründete Finanzhoheit der Städte und Gemeinden
ein. Denn das Land nimmt sich durch ein hessisches Gesetz Finanzmittel, die von
Bundesrechts wegen den Kommunen zustehen.
Der Entzug der Gewerbesteuer und ihre Umetikettierung in Landesprogramme schaf-
fen großen und unnötigen Bürokratieaufwand bei den Kommunen und zweifellos auch
beim Land selbst. Für die Umsetzung bedarfes neuer Regeln und Richtlinien, in vie-
len Fällen neuer Antragsverfahren und somit zusätzlichem Personalaufwand.
Die Landesregierung nimmt sich kommunales Geld, um damit Aufgaben zu ßmanzie-
ren, für welche die Kommunen mit Recht eigenes finanzielles Engagement des Landes
erwarten durften. So vordem die Kommunen von der Landesregierung bei dem wichti-
gen Thema "Kinderbetreuung" eine höhere Unterstützung. Es 'wird zwar nach eigener
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Planung während der laufenden Legislatur rund 850 Mio. Euro für Kinderbetreuung
verteilen. Dieses Geld stammt aber zu mehr als der Hälfte aus kommunalen Kassen.
im tlbrigen aus den Gute-Kita-Gesetz-Mitteln des Bundes. Für wichtige ZukunRsauf-
gaben wie Ausbau ÖPNV und Digitalisierungsstrategie erwarten die Kommunen an
und fÜr sich Hilfen des Landes. Zusätzliche Mittel will das Land für diese Felder bis-
her nur aus kommunalem Geld verteilen. Das Land müsste die Leitungen der Schulen
angesichts immer komplexer werdender Aufgaben eigentlich als Landesaufgabe fi-
nanzieren, bedient sich aber auch hierfur zumindest zum Teil der Heimatumlage. Das
Land müsste den Krankenhäusem fur deren Investitionen stärker unter die Amte grei-
fen. Von rund einer viertel Milliarde Investitionsaufwand jährlich zahlt es bisher pro
Jahr gerade knapp 19 Mio. Euro. Nun will das Land die Kommunen via Heimatumla-
ge noch stärker an den Krankenhausinvestitionen beteiligen.

Koalition ist beseelt vom Gedanken der IJmverteilung
Die Heimatumlage zeigt zugleich, dass die Koalition von einem falschen Verständnis beseelt
ist. Sie will den ertragsstarken Städten Geld wegnehmen und es an unterdurchschnittlich er-
tragsstarke Kommunen umveNeilen. Dabei übersieht sie, dass sie nicht nur aufdie Erträge,
sondem auch auf die damit zu leistenden Aufgaben blicken müsste. Gerade in den letzten Jah-
ren sind die städtischen Zentren geprägt von außergewöhnlichem Aufgabendruck: Kosten der
Unterkunß, Erweiterung des Wohnungsangebots, soziale Hilfe, verstärkt für behinderte Men-
schen, Verkehrs- und Energiewende. Es ist schon kurios: Die Koalition plant laut ihrem Koa-
litionsvertrag, Kommunen finanzielle Anreize zu bieten, damit sie sich der Verantwortung zur
Ausweisung von Wohnbauflächen stellen. Mit der Heimatumlage entzieht sie in hohem Anteil
genau den Städten mit hohem Siedlungsdruck Finanzmittel und verteilt sie in schwächer be-
siedelte Regionen um.
Dabei übersieht die Koalition auch die besondere Rolle der Gewerbesteuer: Untemehmen
leisten damit einen Beitrag zur Sicherung der sozialen, kulturellen und technischen Infrastruk-
tur "vor Ort"

Hinzu kommt: Auch ohne Heimatumlage müssen heute schon überdurchschnittlich gewerbe-
steuerstarke Städte Finanzmittel an gewerbesteuerschwächere Kommunen abführen. Sie müs-
sen im kommunalen Finanzausgleichssystem (KFA) verhältnismäßig mehr in Umlagen zahlen
(LWV-Umlage, Krankenhausumlage, Kreisumlage, Schulumlage) und bekommen weniger
Schlüsselzuweisungen, im Falle ihrer Abundanz müssen sie höhere Solidaritätsumlage leisten.
Wenn die Koalition glaubt, sie müsse zur Verteilungsgerechtigkeit eine Heimatumlage ein-
führen, so traut sie offensichtlich ihrem eigenen System des Kommunalen Finanzausgleichs
nicht zu, dass es diese Verteilungsgerechtigkeit herstellt. Als "klar, fair, angemessen" hat
Hessen bisher den KFA bezeichnet; mit der Heimatumlage widerspricht sich das Land selbst,
denn entweder der KFA ist unfair oder die Heimatumlage.
Eine landeseigene Gewerbesteuerumlage ist eine rein hessische Erfindung, mit der die Hessi-
sche Landesregierung die kommunale Selbstverwaltung konterkariert. Die Landesregierung
sollte auf diesen bundesweiten Alleingang nicht stolz sein, sondem ihn aufraschestem Weg
wieder beseitigen.

Der zweite Absatz des Antrages bleibt erhalten

Mit freundlichen Grü ßen
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Reinhard Hamel
Fraktionsvorsitzender
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